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Abkiirzungsverzeichnis

EJPD Eidgendssisches Justiz- und Polizeidepartement

BAG Bundesamt fur Gesundheit

SNF Schweizerischer Nationalfonds zur Férderung der wissenschaftlichen
Forschung

HIV Humanes Immundefizienz-Virus

BetmG Bundesgesetz Uber die Betaubungsmittel und die psychotropen Stoffe
(Betdubungsmittelgesetz)

NAS Nationale Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik

JoD Verein Jugend ohne Drogen

EgD Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz

DFJP Département fédéral de justice et police

OFSP Office fédéral de la santé publique

FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique

VIH Virus de I'immunodéficience humaine

LStup Loi fédérale sur les stupéfiants et les substances psychotropes (Loi sur
les stupéfiants)

CPA Coordination politique des addictions

JoD Association Jeunesse sans drogue

EgD Association suisse «Parents contre les drogues»

DAD Dachverband Drogenabstinenz Schweiz (Association abstinence de

drogues en suisse)
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Epidemien

Nach Abschluss einer einjahrigen Pilotphase mit der Abgabe von sauberen Spritzen in
der Frauen-Strafvollzugsanstalt Hindelbank (BE) wurde ein positives Fazit der Aktion
gezogen. In der Versuchsperiode stieg der - in Geféngnissen zwar grundsatzlich
verbotene, in Wirklichkeit aber nie auszumerzende - Drogenkonsum nicht an, es gab
keine neuen Heroinkonsumentinnen und keine Frau steckte sich neu mit dem HI- oder
einem Hepatitis-Virus an. Die Polizeidirektion des Kantons Bern beschloss deshalb, das
Pilotprojekt in Form eines Anschlussprogramms fortzusetzen. '

Suchtmittel

Der einzig neue Ansatzpunkt schien die Bereitschaft des Bundesrates zu sein, die
Auswirkungen einer diversifizierten Drogenabgabe an Abhangige zu prufen. Allgemein
wurde dies als Zustimmung des Bundes zu den vor allem in den Stadten Basel, Bern und
Zurich seit ldngerem geforderten gezielten Versuchen mit der medizinisch
kontrollierten Abgabe von Heroin verstanden, welche ein Gutachten des EJPD vom
Vorjahr als rechtlich nicht ganz unbedenklich, aber doch zulassig eingestuft hatte. Im
Kanton Bern und in der Stadt Zlrich gaben die Legislativen bereits grines Licht fur
derartige Versuche. ?

Die Zahl der Drogentoten in der Schweiz stieg im Berichtsjahr 1991 um mehr als 40
Prozent. Insgesamt starben 405 Menschen, 125 mehr als 1990, an den direkten Folgen
ihrer Abhangigkeit. 355 der Verstorbenen waren mannlich, 70 weiblich; das
Durchschnittsalter der Opfer betrug 27 Jahre. Die Zahl der von den
Strafverfolgungsbehdrden erfassten Erstkonsumenten erhéhte sich von 6150 auf 7713.
Grossere Zunahmen waren vor allem in den Kantonen Aargau, Baselstadt, Bern,
Freiburg, Solothurn und Zurich feststellbar. *

Gemass den offiziellen Statistiken starben im Berichtsjahr 419 Menschen am
Drogenkonsum, 14 mehr als 1991. In den Kantonen Bern, Waadt und Zirich nahm die
Anzahl der Drogentoten ab, in angrenzenden Kantonen wie Genf, Luzern, Solothurn, St.
Gallen, Tessin und Wallis stieg sie dagegen an. *

Dennoch bekundeten einzelne Kantone grosse Schwierigkeiten mit der Finanzierung,
insbesondere auch, da sich die Krankenkassen weigerten, einen Beitrag an die Projekte
auszurichten, obgleich sie vom BAG dazu aufgefordert worden waren. Vor allem in
Kantonen, welche flr grossere Ausgaben das Finanzreferendum kennen, stellte sich die
Frage, wie die vielfach umstrittenen Versuche einer Volksabstimmung entzogen werden
kénnten. In Bern entschloss man sich schliesslich dazu, die Projekte in einzelne
Vorlagen aufzusplitten, um damit unter der flr das Finanzreferendum massgeblichen
Grenze zu bleiben. In Basel-Stadt wies der anbegehrte Kredit nur die Nettobelastung
des Kantons aus und blieb damit ebenfalls unterhalb der Referendumslimite. °

Im Abstimmungskampf, der von beiden Seiten sehr intensiv und emotional gefiihrt
wurde, waren die Fronten von Anbeginn klar. Die drei Bundesratsparteien CVP, FDP und
SP sowie die Grinen engagierten sich in einem gemeinsamen Abstimmungskomitee
gegen die Initiative. Sie fanden die Unterstitzung von rund 20 gesamtschweizerischen
Organisationen aus den Bereichen Medizin, Drogen, Sozialarbeit, Kirche und
Jugendfragen, die sich in einer Nationalen Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik (NAS)
zusammenschlossen, sowie die praktisch einhellige Gefolgschaft aller Printmedien,
auch jener aus der Romandie. Mehrere Kantons- und Stadtregierungen, die fur
gewohnlich keine Empfehlungen flir eidgendssische Urnengénge abgeben, sprachen
sich ebenfalls gegen die Initiative aus, unter anderem jene in den besonders von der
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Drogenproblematik betroffenen Kantonen Basel-Stadt, Bern, Genf und Zurich. Ihnen
schloss sich der 1996 zum Zweck einer intensiveren drogenpolitischen Koordination
gebildete Nationale Drogenausschuss von Bund, Kantonen und Stédten an. Der
Bundesrat seinerseits eréffnete seinen Abstimmungskampf viel friher als gewdhnlich.
In ungewohnt scharfer Weise bezeichnete Bundesratin Dreifuss die Ziele der Initiative
als unrealistisch, unwirksam und unmenschlich; eine Annahme der Initiative héatte fur
die eigentlichen Opfer, die Drogenslchtigen, verheerende Folgen und wirde dazu
flhren, dass weiterhin die (noch) nicht ausstiegswilligen Konsumenten harter bekdmpft
wirden als die eigentlichen Profiteure einer repressiven Drogenpolitik, namlich die
Drogenmafia. ©

Der Kanton Tessin wandelte sich innert Jahresfrist vom freizlgigsten Kanton in Fragen
Cannabis-Konsum zum repressivsten Landesteil. In zahlreichen Razzien wurden
samtliche Indoor-Plantagen und Hanfladen dicht gemacht und gegen deren Betreiber
Anklage erhoben. Das kompromisslose Vorgehen der Tessiner Behorden gegen
Hanfanbauer und Ladenbesitzer soll in der ganzen Schweiz Schule machen. Im Mai
einigten sich Staatsanwalte, Richter und Polizisten aus zehn Schweizer Kantonen (AG,
BS, BE, FR, GR, SZ, Tl, VD, VS und ZH) anlasslich einer Tagung in Bellinzona auf eine
gemeinsame Nulltoleranzstrategie bei Anbau und Handel.’

Ende Februar 2019 legte der Bundesrat die Botschaft zur Anderung des BetmG und der
damit verbundenen Ausfihrungsverordnung vor. Damit entsprach er Forderungen von
funf gleichlautenden Motionen zur Schaffung gesetzlicher Grundlagen, welche die
Durchfihrung von Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe ermdglichen soll. Die
Motionen waren jeweils in den erstberatenden Réaten auf Zustimmung gestossen
(Nationalrat: Mo. 17.4111; Mo. 17.4112; Mo. 17.4113; Mo.17.4114. Standerat: Mo. 17.4210).
Verschiedene Stéddte und Kantone hatten in der Vergangenheit Interesse an
entsprechenden  Projekten  bekundet, um  Erkenntnisse zu  alternativen
Regulierungsmodellen zu generieren, da die momentane Situation mit florierendem
Schwarzmarkt, fehlender  Qualitatskontrolle und hohen  Repressionskosten
unbefriedigend sei. Aufgrund der bisher glltigen Rechtsgrundlage war die Realisierung
solcher Studien bisher jedoch nicht moglich gewesen.

Der bundesratliche Entwurf sah fur die einzelnen Pilotversuche eine ortliche
Begrenzung auf eine oder mehrere Gemeinden und eine zeitliche Begrenzung auf
maximal finf Jahre (mit Verlangerungsmoglichkeit um zwei Jahre) pro Studie vor.
Weiter soll die Zahl der an einer entsprechenden Studie teilnehmenden Personen nicht
mehr als 5'000 betragen. Zur Gewaéhrleistung des Jugendschutzes mussten die
Partizipantinnen und Partizipanten volljahrig sein, bereits vor Studienbeginn Cannabis
konsumiert haben und in einer Gemeinde wohnen, die an einem entsprechenden
Pilotversuch teilnimmt. Der Gesamt-THC-Gehalt soll auf 20 Prozent beschrankt
werden. Ebenso sollen die Bezugsmenge einer Begrenzung unterliegen, das Produkt
zum Eigenverbrauch verwendet werden und die Weitergabe des Cannabis an
Drittpersonen verboten sein. Wéhrend der Bezug der Droge nicht unentgeltlich
erfolgen soll, soll diese aber von der Tabaksteuer befreit werden. Abgegeben werden
soll das Produkt an speziell im Rahmen der Studien festzulegenden Verkaufsstellen wie
Apotheken oder Cannabis Social Clubs. Der Konsum im 6ffentlich zugénglichen Raum
soll nicht zuléssig sein und der Gesundheitszustand der Studienteilnehmenden musse
Uberwacht werden. Auch soll verschiedenen Pflichten zum Schutz der o&ffentlichen
Ordnung und Sicherheit nachgekommen werden. Als Bewilligungsbehdrde wirde das
BAG flr die Kontrolle der Einhaltung rechtlicher Vorgaben verantwortlich sein. Ferner
wollte der Entwurf des Bundesrates die Gultigkeit des Experimentierartikels auf zehn
Jahre einschranken. Danach sollen die durch die unterschiedlichen Versuche
gemachten Befunde im Hinblick auf die Weiterflihrung einer evidenzbasierten
Diskussion Uber die Cannabispolitik zusammengefihrt werden. Das allgemeine
Cannabisverbot gelte aber weiterhin in der ganzen Schweiz. Nicht Bestandteil des
Entwurfes sei zudem die Diskussion um den medizinischen Cannabis.

Anlésslich der Vernehmlassung, die vom 4. Juli 2018 bis zum 25. Oktober 2018 dauerte,
gingen 126  Stellungnahmen ein. Im Grossen und Ganzen waren die
Vernehmlassungsteilnehmenden positiv gegeniiber der Anderung des BetmG und der
Ausfihrungsverordnung eingestellt. Bei den Kantonen hatten Aargau, Appenzell
Ausserrhoden und Solothurn keine Vorbehalte, Bern, Glarus, Nidwalden und Schwyz
sprachen sich jedoch grundsatzlich gegen die Vorlage aus. 18 weitere Kantone stimmten
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ihr mit Vorbehalten und Anderungswiinschen zu, wahrenddem der Kanton Freiburg eine
grundséatzliche Uberarbeitung verlangte. Die Piratenpartei war die einzige Partei, die
den Entwurf ohne Weiteres begrusste. BDP, FDP, GPS, SP und up! zeigten sich unter
Vorbehalten damit einverstanden, die SVP, CVP, EVP und EDU waren hingegen dagegen.
Zehn Gemeinden (Bern, Zirich, Luzern, Lausanne, Winterthur, Biel, Ostermundigen, St.
Gallen, Thun, Werdenberg) hiessen die Vorlage generell gut; es wurden jedoch noch
einzelne Vorbehalte und Anderungswiinsche angebracht. Von den Vertreterinnen und
Vertretern aus dem Bereich Gesundheit/Sucht und Wissenschaft sagten 31 mit
Vorbehalten und vier (Vereinigung Cerebral Schweiz, RADIX, Infodrog, SNF) ausdriicklich
Ja zum Entwurf, drei (JoD, EgD, DAD) lehnten ihn ab. Es war in erster Linie die
Verordnung, auf die in den Stellungnahmen eingegangen wurde. Dabei waren
hauptsachlich die Besteuerung der Cannabisprodukte, die Teilnahmebedingungen an
den wissenschaftlichen Studien und Fragen zum Vollzug im &ffentlichen Raum ein
Thema. ¢

1) Bund, 28.11.95.

2) NZZ,16.1.91; Bund und BZ, 12.4.91; JdG, 13.4.91. Bund, 23.8. und 4.9.91. Vr., 12.12.91; TA, 18.12.91. SoZ, 28.4.91, Presse vom
12.7.91

3) Presse vom 8.1. und 15.4.92.

4) Presse vom 24.3.93.
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